
bunden“ und „Hauptträger der kommunistischen 
Prinzipientreue“ ist4. „In der Arbeiterklasse gibt es sehr 
viel weniger Überreste der Privateigentümermentalität, 
wie sie noch einem Teil der Bauernschaft anhaftet, 
und auch weniger Überreste des Individualismus.“5 * 7 
Unter unseren gegenwärtigen Verhältnissen ist deshalb 
eine Übertragung der Befugnis zur Behandlung und 
Entscheidung von geringfügigen Straftaten auch auf 
andere gesellschaftlidie Organe im Wohngebiet oder in 
den LPGs noch nicht möglich. Eine Übertragung dieser 
Aufgabe kann überhaupt nur auf gesetzlicher Grund­
lage erfolgen. Daher ist es gesetzwidrig, wenn im Be­
zirk Frankfurt/Oder in einigen Gemeinden die Stän­
digen Kommissionen für Ordnung und Sicherheit als 
eine Art Strafgericht fungieren oder wenn Kommis­
sionen in den LPGs die gleichen Rechte eingeräumt 
werden wie den Konfliktkommissionen. Solche Be­
strebungen gefährden die einheitliche, zielstrebige und 
systematische Kriminalitätsbekämpfung und verletzen 
die sozialistische Gesetzlichkeit. Nicht zu billigen ist auch 
die Auffassung von M e i e r ,  daß „eine Anzahl kleiner 
Strafdelikte, die im Zusammenhang mit dem Betriebs­
geschehen oder am Wohnort des Betreffenden begangen 
wurden, auch durch die sozialistischen Brigaden oder 
Arbeitsgemeinschaften selbst geregelt werden können“®.
Durch die klare gesetzliche Regelung des AGB wird in 
keiner Weise der gesellschaftliche Kampf gegen die 
Kriminalität eingeengt. Für die Verhältnisse in der 
Sowjetunion hat bereits N. S. C h r u s c h t s c h o w  
auf dem XXI. Parteitag der KPdSU erklärt: „Die Über­
gabe einiger Funktionen der Staatsorgane an die 
gesellschaftlichen Organisationen muß ohne Hast er­
f o l g e n . U n d  im Bericht des Ministers der Justiz an 
den Staatsrat der DDR heißt es u. a.:

„Es muß sehr genau beobachtet werden, wie sich das 
Bewußtsein der Bevölkerung weiterentwickelt, um, 
ohne eine Stufe der Entwicklung zu überspringen, 
weitere Organe der gesellschaftlichen Erziehung, 
denen auch die Behandlung geringfügiger Verletzun­
gen von Strafgesetzen übertragen werden kann, ein­
zubeziehen.“8 9

Zunächst kommt es darauf an, den Konfliktkommissio­
nen zu helfen, ihrer neuen Funktion gerecht zu werden 
und 'dabei Erfahrungen zu sammeln, die es später ge­
statten, weitere Schritte in dieser Richtung zu tun®.
Die anderen Organe und Kollektive, die in zielstrebigen 
Bemühungen in den letzten Monaten und Jahren ent­
standen sind, haben auch ohne die Befugnis, über ge­
ringfügige Straftaten zu entscheiden, bei der gesell­
schaftlichen Erziehung ein sehr großes Aufgabengebiet. 
Sie sollten sich gegenwärtig in erster Linie auf die 
Überwindung von Verstößen gegen die sozialistische 
Moral und auf die Hilfe für Bürger konzentrieren, die 
sich vor Gericht verantworten mußten. In vielen Fällen 
enden bei einer Verurteilung zu einem öffentlichen 
Tadel, zu einer Geldstrafe oder bei einer bedingten 
Verurteilung die Bemühungen um den Verurteilten 
immer noch mit der gerichtlichen Entscheidung oder 
mit einer Auswertung des Verfahrens im Kollektiv, 
was zweifellos ungenügend ist. Es gilt daher, neue For­
men und Methoden der aktiven Einbeziehung dieser 
Menschen in das gesellschaftliche Leben zu finden. 
Ähnlich ist es bei der Wiedereingliederung entlassener 
Strafgefangener, insbesondere von Verurteilten, die

4 Grundlagen des Marxismus-Leninismus, Berlin 1960, S. 688.
5 ebenda.
.6 Meier, Aufgaben der neuen Konfliktkommissionen und ihre 
Zusammenarbeit mit den Organen der Deutschen Volkspolizei, 
Schriftenreihe der Deutschen Volkspolizei 1961, Heft 3, S. 252.
7 N. S. Chruschtschow, Uber die Kontrollziffern für die Ent­
wicklung der Volkswirtschaft der UdSSR in den Jahren 1959 
bis 1965, Berlin 1959, S. 129 ff.
8 NJ 1961 S. 77 78.
9 vgl. auch Kern/Jäckel in „Sozialistische Demokratie“ vom
5. Mai 1961, S. 5.

gem äß § 346 StPO vorzeitig aus der Strafhaft entlassen  
wurden.

Die Arbeit der Justizorgane mit solchen gesellschaft­
lichen Organen wie den Schiedskollektiven muß auch 
künftig systematisch fortgesetzt werden, denn die For­
derung nach der Entfaltung der gesellschaftlichen 
Selbsttätigkeit gilt nicht nur für die Sphäre der indu­
striellen Produktion, sondern für die gesamte Gesell­
schaft.

Die Übergabe der Sache an die Konfliktkommission
Durch § 144 Buchst, e AGB und § 3 EGAGB erübrigt 
sich die bisherige Verfahrensweise, ‘Verfahren wegen 
geringfügiger Straftaten gern. § 158 Abs. 1 Ziff. 1 bzw. 
§ 164 Abs. 1 Ziff. 1 StPO in Verbindung mirt 8 StEG 
oder nur nach § 8 StEG einzustellen und auf dieser 
Grundlage der Konfliktkommission zu übergeben. Jetzt 
besteht eine selbständige materiell- und verfahrens­
rechtliche Regelung für die Übergabe von gering­
fügigen Straftaten an die Konfliktkommissionen und 
für die Zusammenarbeit mit ihnen.

§ 8 StEG ist damit auf seinen ursprünglichen Anwen­
dungsbereich zurückgeführt und die in der Vergangen­
heit eingetretene Verwischung zwischen den wegen 
Fehlens der Gesellschaftsgefährlichkeit nicht strafbaren 
Handlungen und den geringfügigen strafbaren Hand­
lungen überwunden. Liegt mangels Gesellschafts­
gefährlichkeit gern. § 8 StEG überhaupt keine Straftat 
vor — gemeint ist der eigentliche, eng begrenzte An­
wendungsbereich von § 8 —, dann bedarf es keiner 
Übergabe an die Konfliktkommissionen, d. h., die Be­
stimmungen über die Übergabe, die mit § 3 EGAGB 
geschaffen wurden, finden dann keine Anwendung. 
Selbstverständlich kann diese Sache als Moralverstoß 
gern. § 144 Buchst, a AGB10 sowohl durch die Konflikt­
kommission als auch durch andere gesellschaftliche 
Kollektive behandelt werden, ohne daß es dazu einer 
Zustimmung der Strafverfolgungsorgane bedarf. Die 
Strafverfolgungsorgane sollten aber in Fällen des § 8 
StEG der Konfliktkommission oder einem anderen 
Kollektiv des Betreffenden entsprechende Hinweise 
geben, damit dort der Prozeß der gesellschaftlichen Er­
ziehung wirksam weitergeführt werden kann.
Der bisherige Weg der Übergabe an die Konfliktkom­
mission bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 8 
StEG hatte nicht selten negative Auswirkungen. Beim 
Geschädigten mußte es auf Unverständnis stoßen, wenn 
ihm durch das Untersuchungsorgan mitgeteilt wurde, 
daß beispielsweise bei einem Diebstahl am Arbeits­
platz in Höhe von vielleicht 100 DM überhaupt keine 
Straftat vorliege und deswegen das Verfahren ein­
gestellt und an die Konfliktkommission übergeben wor­
den sei. Eine solche Verfahrensweise stört das 
Vertrauen des Bürgers zur Justiz. Entsprechendes 
gilt, wenn mit einer ähnlichen Begründung die Ein­
leitung eines Ermittlungsverfahrens, abgelehnt wurde. 
Das bisherige Verfahren hatte aber auch negative Aus­
wirkungen auf den Beschuldigten. Ihm wurde durch 
das Strafverfolgungsorgan bescheinigt, daß er keine 
Straftat begangen habe. Dies führte in einigen Fällen 
dazu, daß der Beschuldigte unter Hinweis auf diese 
Mitteilung der Strafverfolgungsorgane ein Erscheinen 
und eine Auseinandersetzung vor der Konfliktkommis­
sion ablehnte. Ein derartiger „Freibrief“ kann unter 
gar keinen Umständen zur Hebung des Bewußtseins 
und zur Senkung der Kriminalität beitragen.

1® M. Benjamin (auf S. 338 f. dieses Heftes) vertritt die An­
sicht, daß Handlungen, die nach ä 8 StEG wegen ihrer Gering­
fügigkeit nicht gesellschaftsgefährlich sind, ebenfalls von der 
Formulierung des § 144 Buchst, e AGB („geringfügige Ver­
letzungen von strafrechtlichen Bestimmungen“) umfaßt wer­
den. Damit soll aber nur gesagt werden, daß sich die Kon­
fliktkommissionen auch in solchen Fällen mit dem Verhalten 
des Betreffenden auseinandersetzen können und sollen; d. h. 
sie sind zuständig, obwohl die Bestimmungen über die Über­
gabe der Sache (§ 3 EGAGB) hier keine Anwendung Anden.
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